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Internet: http://www.iab.de Ost-West-Wanderungen: Ursachen und Entwicklungstendenzen 
Bundesrepublik Deutschland und Österreich 
Elmar Hönekopp* 
Seit einigen Jahren, insbesondere seit 1989/90, sind verstärkte Zuwanderungen aus dem Osten Europas zu beobachten. 
Betroffen hiervon sind bisher vor allem Deutschland und Österreich, weshalb sich die Darstellungen und Überlegungen 
dieses Beitrages auf diese beiden Länder konzentrieren werden. 
Diese Entwicklungen müssen vor dem Hintergrund der politischen Veränderungen in Europa gesehen werden: Einerseits 
hat sich der ökonomische und politische Integrationsprozeß in Westeuropa (EG ’92, europäischer Wirtschaftsraum) 
intensiviert. Andererseits hat sich der einheitliche Block im Osten bereits mehr oder weniger aufgelöst (am augenfälligsten 
wahrnehmbar durch die politische Vereinigung Deutschlands oder durch die Auflösung des Warschauer Paktes) bei 
gleichzeitiger Liberalisierung der politischen und ökonomischen Systeme Osteuropas. Diese Veränderungen der politischen 
Bedingungen wirken sich unmittelbar auf den Wanderungsprozeß bzw. auf die Möglichkeiten zur Wanderung aus: Die 
Liberalisierung im Osten läßt die wesentlichen Voraussetzungen zur Realisierung von Wanderungspotentialen durch 
Schaffung von Reisefreiheit und Öffnung der Grenzen erst entstehen; der Integrationsprozeß im Westen dagegen 
ermöglicht die abgestimmte, damit wirkungsvollere Abwehr neuer Wanderungsbewegungen durch einheitliche Regelungen 
für alle Mitgliedsstaaten der EG. 
In diesem Beitrag wird versucht, zu den aktuellen Wanderungen aus dem Osten Europas einige Fakten zusammenzutragen. 
Es werden die aktuellen Entwicklungen in ihren Größenordnungen und Strukturen (Personengruppen, Länderstrukturen) 
aufgezeigt. Anschließend wird auf die in den Herkunfts- und Zielländern begründeten Ursachen eingegangen. Hieran 
knüpfen Überlegungen an, welches die zukünftigen Tendenzen der Ost-West-Wanderungen sein könnten. Schließlich wird –
nach einer Skizze bisheriger Reaktionen Deutschlands und Österreichs auf die neue Situation – angedeutet, welches die 
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Seit einigen Jahren, insbesondere seit 1989/90, sind ver-
stärkte Zuwanderungen aus dem Osten Europas zu beob-
achten. Betroffen hiervon sind bisher vor allem Deutsch-
land und Österreich, weshalb sich die Darstellungen und 
Überlegungen dieses Beitrages auf diese beiden Länder 
konzentrieren werden. Die Diskussion über diese „neuen“ 
Zuwanderungen aus den östlichen Ländern Europas ist in 
beiden Ländern geprägt von Eindrücken aus einigen spek-
takulären Entwicklungen. Der „Polenmarkt“ in Berlin, die 
umfangreichen Einkaufs- und Wiederverkaufsaktivitäten, 
Straßenverkäufer, ungeregelte Camps; neue Fahrzeug-
ströme von Autos mit zum Teil ungewohnten Kennzei-
chen: dies schlug sich nieder in Schlagzeilen in den Zeitun-
gen, wie z. B. „Hunderttausende vor den Toren Wiens“, 
„Vor einer neuen Völkerwanderung?“, „Trecks aus dem 
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tungen, wie der einzelne und die Gesellschaft diese Ent-
wicklungen zusammen mit der Zunahme von Ausländerbe-
schäftigung, zunehmenden Zahlen von Flüchtlingen, der 
Zuwanderung von Aussiedlern und Umsiedlern bewältigen 
können. Diese Unsicherheiten drücken sich auch in den 
Reaktionen des Staates aus: im Falle Österreichs Einsatz 
des Heeres an den Grenzen; im Falle Deutschlands einer-
seits die zeitweise Wiedereinführung der Visumpflicht für 
Angehörige des einen Staates (Polen), andererseits 
Abschaffung der Visumpflicht für z. B. die Tschechoslo-
wakei. 
Diese Entwicklungen müssen vor dem Hintergrund der 
politischen Veränderungen in Europa gesehen werden: 
Einerseits hat sich der ökonomische und politische Integra-
tionsprozeß in Westeuropa (EG ‘92, europäischer Wirt-
schaftsraum) intensiviert, mit der sich andeutenden Konse-
quenz einer gewissen Abschottungstendenz nach außen 
über die z. B. gemeinsame Visa-, Flüchtlingspolitik, ande-
rerseits hat sich der einheitliche Block im Osten bereits 
mehr oder weniger aufgelöst (am augenfälligsten wahr-
nehmbar durch die politische Vereinigung Deutschlands 
oder durch die Auflösung des Warschauer Paktes) bei 
gleichzeitiger Liberalisierung der politischen und ökonomi-
schen Systeme Osteuropas. Diese Veränderungen der poli-
tischen Bedingungen wirken sich unmittelbar auf den Wan-
derungsprozeß bzw. auf die Möglichkeiten zur Wanderung 
aus: Die Liberalisierung im Osten läßt die wesentlichen 
Voraussetzungen zur Realisierung von Wanderungspoten-
tialen durch Schaffung von Reisefreiheit und Öffnung der 
Grenzen erst entstehen; der Integrationsprozeß im Westen 
dagegen ermöglicht die abgestimmte, damit wirkungs-
vollere Abwehr neuer Wanderungsbewegungen durch ein-
heitliche Regelungen für alle Mitgliedsstaaten der EG, 
d. h. durch eine Reduzierung von Schlupflöchern an den 
EG-Außengrenzen. Politikabstimmungen im Rahmen des 
Europarates ergänzen diese Bemühungen. 
Die aktuelle Diskussion über neue Wanderungsbewegun-
gen und über Konzeptionen zur inhaltlichen Auseinander-
setzung mit ihnen leidet jedoch darunter, daß aufgrund der 
spektakulären gegenwärtigen Erscheinungen Entwicklun-
gen unsystematisch und somit verzerrt wiedergegeben wer-
den. Dieser Beitrag will versuchen, hierzu Fakten zusam-
menzutragen. Es werden die aktuellen Entwicklungen in 
ihren Größenordnungen und Strukturen (Personengrup-
pen, Länderstrukturen) aufgezeigt. Davon ausgehend wird 
dargestellt, was tatsächlich neu ist an diesen Entwicklun-
gen. Anschließend wird auf die in den Herkunfts- und 
Zielländern begründeten Ursachen eingegangen. Hieran 
knüpfen Überlegungen an, welches die zukünftigen Ten- 
 
1  Osteuropa wird im folgenden als Synonym verwendet für die europäischen 
Länder des RGW bzw. „Ostblock“. Jugoslawien ist hierin nicht enthalten. 
Es hat als „klassisches“ Herkunftsland aufgrund der Anwerbevereinba-
rung auch eine andere Rolle im Wanderungsprozeß gespielt als die RGW- 
Länder. Die bisherige DDR wird aufgrund ihrer juristischen Sondersitua-
tion für die Bundesrepublik Deutschland somit gesondert aufgeführt. 
2  Aussiedler und Übersiedler sind Deutsche im Sinne des Grundgesetzes. 
Definition des Bundesausgleichamtes: „Aussiedler sind deutsche Staatsan-
gehörige und deutsche Volkszugehörige, die nach Abschluß der allgemei-
nen  Vertreibungsmaßnahmen  die Aussiedlungsgebiete  (in Osteuropa, 
d. V.) unter dem fortdauernden gegen die deutsche Bevölkerung gerichte-
ten Vertreibungsdruck verlassen haben. Übersiedler sind deutsche Staats-
angehörige, die die DDR und Berlin (Ost) verlassen haben, um in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes Berlin . . . ihren 
ständigen Aufenthalt zu begründen.“ 
3  Die Übersiedlerentwicklung wird hier nicht weiter berücksichtigt, da nach 
der Vereinigung zwischen BRD und DDR diese Bewegungen – auch in 
nicht-deutscher Sicht – keine internationalen Wanderungen mehr darstel-
len. Diese Daten werden seit 1. 7. 1990 auch nicht mehr erfaßt. 
denzen der Ost-West-Wanderungen sein könnten. Schließ-
lich wird – nach einer Skizze bisheriger Reaktionen 
Deutschlands und Österreichs auf die neue Situation –
angedeutet, welches die Konsequenzen sind, die aus den 
Veränderungen und Perspektiven der – potentiellen –
Wanderungsentwicklungen gezogen werden sollten. 
2 Aktuelle Entwicklungen im Bereich von Ausländer-
bevölkerung, Ausländerbeschäftigung und Wanderungen in 
Deutschland und Österreich 
2.1 Allgemeine  Bemerkungen 
Das Aufzeigen von Entwicklungen zu diesem Themenbe-
reich im internationalen Vergleich gestaltet sich in der 
Regel etwas schwierig. Daten stehen in unterschiedlicher 
Aktualität und Differenziertheit zur Verfügung. Gerade 
die hier interessierenden Nationalitäten sind bei den öster-
reichischen Daten kaum getrennt ausgewiesen, so daß man 
Hilfsgrößen heranziehen muß. 
Zahlenangaben zur Bundesrepublik Deutschland beziehen 
sich auf den Gebietsstand vor der politischen Vereinigung 
vom 3. Oktober 1990. Soweit hier interessierende Daten 
die bisherige DDR betreffend vorliegen, werden sie zusam-
mengefaßt gesondert dargestellt. 
2.2  Zur Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
2.2.7 Wanderungen 
Wanderungen aus Osteuropa
1 haben für die Bundesrepu-
blik Deutschland nicht erst in der jüngsten Vergangenheit 
und nicht erst im Zusammenhang mit den politischen und 
ökonomischen Umstrukturierungsprozessen in den osteu-
ropäischen Ländern eine wichtige Rolle gespielt. Die 
Bedeutung dieses Faktums wird bei Analysen der Wande-
rungsentwicklung leicht übersehen, da bei der statistischen 
Erfassung der Wanderungen aus juristischen Gründen zwi-
schen zwei Hauptgruppen unterschieden wird: zwischen 
Wanderungen von Ausländern und Aussiedlern
2. Hinzu 
kommt noch die weitere Gruppe der Übersiedler aus der 
DDR
3. 
Trotz der erfassungsmäßigen Trennung dieser Gruppen ist 
jedoch anhand der Daten festzustellen, daß nicht nur die 
Wanderungen von Deutschen aus den osteuropäischen 
Staaten (also überwiegend Aussiedler), sondern auch die 
der Ausländer aus den gleichen Gebieten einen deutlichen 
Zuwanderungsüberschuß hatten. 
Für das Jahr 1990 liegen zur Zeit noch keine differenzierten 
Wanderungsstatistiken vor. Aktuell sind nur die – aller-
dings mit den Wanderungsstatistiken nicht völlig kompati-
blen – Zahlenangaben zur Aufnahme von Aussiedlern und 
zu Asylbewerbern; letztere kommen z. T. auch aus osteu-
ropäischen Ländern. So sind im Jahr 1990 ca. 397 000 
Aussiedler in die Bundesrepublik Deutschland eingereist. 
Im Jahr 1989 waren es 377 055. Im Jahre 1989 sind daneben 
ca. 332 000 Ausländer  mehr in die Bundesrepublik 
Deutschland eingewandert als fortgezogen. Das Gesamt-
bild der Wanderungen zeigt Übersicht 1. 
Befaßt man sich mit der Entwicklung der jüngeren und 
längeren Vergangenheit, so ergeben sich doch einige z. T. 
nicht von vornherein erwartete Resultate: 
a) Im vergangenen 15-Jahres-Zeitraum (1975-1989) lag der 
Wanderungsüberschuß in der Bundesrepublik Deutschland 
(Zuzüge minus Fortzüge) bei allen Ausländern bei ca. 
620 000 (vgl. Tabelle 1). Hinter diesem Saldo verbergen 
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sich dabei jeweils Bewegungen von mehr als sieben Millio-
nen Zu- und Fortzügen. Während z. B. die „klassischen“, 
bisherigen Hauptherkunftsländer („Anwerbeländer'') 
einen negativen Wanderungssaldo (Rückwanderungen 
überwiegen Zuwanderungen) von 580 000, die EG-Natio-
nalitäten (insbesondere wegen der Fluktuationen bei den 
Italienern, als ebenfalls Angehörige einer Anwerbe-Natio-
nalität) auch noch von 375 000 zu verzeichnen hatten, liegt 
das Wanderungsplus mit den osteuropäischen Staaten bei 
über 590 000. Hierzu trugen insbesondere die Polen mit 
etwas mehr als 420 000 bei. Neben den osteuropäischen 
Zuwanderungen sind allerdings auch diejenigen aus asiati-
schen Ländern zunehmend wichtig geworden. 
Auch wenn man die Bilanz der Entwicklung in der jüngeren 
Vergangenheit (1985-1989) ansieht, ergibt sich ein ähnli-
ches Bild (vgl. Tabelle 2): Bei Zu- und Fortzügen in der 
Größenordnung von nahe 3 Millionen bzw. nahe 2 Millio-
nen beträgt der Wanderungsüberschuß ca. 920 000. Zwar 
übersteigen jetzt bei den „klassischen“ Herkunftsländern 
die Zuzüge die Fortzüge mit einem Saldo von + 180 000. 
Dagegen verzeichnet die Zuwanderung aus den Ländern 
Osteuropas ein deutlicheres Plus (Saldo: + 413 000). 
Interessant ist dabei, wie sich die Struktur der Zuwande-
rung nach Herkunftsländern im Verlaufe der Jahre verän-
dert hat: Während die Zuwanderungen aus den früheren 
wichtigsten Anwerbeländern 1975 noch fast zwei Drittel 
der Gesamtzuwanderung von Ausländern ausmachten, 
ging deren Anteil bis 1989 kontinuierlich auf weniger als 
ein Drittel zurück. Umgekehrt erhöhte sich der entspre-
chende Anteil in diesem Zeitraum für Einwanderungen aus 
Osteuropa zum Teil sprunghaft von 8% auf 44%. Allein 
Polen waren an allen Zuwanderungen mit einem Drittel 
beteiligt (vgl. Tabelle 3). 
b) Wie sehen die entsprechenden Wanderungsentwicklun-
gen bei den Deutschen aus? Eine Analyse der Statistik der 
letzten 13 Jahre (erst seither wurden länderspezifische 
Wanderungsdaten für Deutsche ausgewiesen) ergibt ein 
nicht unbedingt erwartetes Resultat, soweit es die Gesamt-
wanderung der Deutschen betrifft (vgl. Tab. 4): Deutsch-
land ist über den Gesamtzeitraum gleichzeitig Auswande-
rungs- und Einwanderungsland, jedoch in unterschiedli-
chen Größenordnungen und regionalen Orientierungen: 
Abwanderungsüberschüsse von Deutschen sind über die 
erfaßten Jahre hinweg zu verzeichnen in Richtung EG-
Länder, nach Amerika und Australien/Ozeanien und nach 
Österreich, mit einem zusammengefaßten Wanderungsde-
fizit über diese 13 Jahre von über 70 000 Personen. 
Demgegenüber ergab sich – aber in viel bedeutenderen 
Größenordnungen – ebenfalls über alle Jahre ein Wande-
rungsüberschuß bei den Wanderungsbewegungen von den 
osteuropäischen Ländern. Der Überschuß summierte sich 
über die 13 Jahre auf über 920 000 Personen (vgl. Tabelle 
4). Im Gegensatz zum Wanderungsaustausch mit den west- 
lichen Ländern stehen hinter dem Überschuß der Wande-
rungen aus Osteuropa fast ausschließlich Zuwanderungen. 
Fortzüge von Deutschen in diese Länder gab es nur in 
geringem Umfang. 
Übersicht 1: Wanderungen von Deutschen und Ausländern 1989
Der Anteil der Zuwanderungen von Deutschen aus Osteu-
ropa belief sich im Jahre 1989 auf über 82% aller deutschen 
Zuwanderungen – dabei aus Polen ca. 53% und aus der 
Sowjetunion 24%. Die Tendenz der Zuwanderung aus 
Osteuropa hat in den letzten Jahren dabei deutlich zuge-
nommen (vgl. Tabelle 5). 
c)  Aus dem bisher Gesagten ergibt sich, daß die Bedeu-
tung der Zuwanderungen aus den osteuropäischen Län-
dern in die Bundesrepublik wesentlich zugenommen hat, 
von Deutschen wie auch von Ausländern. Die Trennung 
zwischen deutschen und ausländischen Zuwanderern aus 
Osteuropa ist – auch zu Analysezwecken – nicht unproble-
matisch. Denn beide Zuwanderergruppen sind gegenüber 
anderen in unterschiedlicher Weise im Vorteil gewesen: 
Ausländische Personen, die aus Osteuropa in die Bundes-
republik Deutschland einreisten, konnten bis vor kurzem 
davon ausgehen, daß sie aus politischen und humanitären 
Gründen nicht in die Heimatländer zurückgeschickt wür-
den, auch wenn sie z. B. nicht als Asylbewerber anerkannt 
worden wären. Auch wurde ihnen bis vor einigen Jahren 
bei   dieser   Voraussetzung   der   sofortige   Zugang   zum 
Arbeitsmarkt ermöglicht (nach einer späteren Regelung 
nach einem Jahr, gegenüber immerhin fünf Jahren bei den 
übrigen Asylbewerbern, jetzt generell nur noch ein Jahr). 
Für die als Aussiedler aus Osteuropa zuwandernden Perso-
nen war im Falle der Anerkennung als Deutsche der 
Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt und zu den deutschen 
Sozialleistungen   bzw.   speziellen   Integrationsleistungen, 
dem Grundgesetz entsprechend, garantiert. Über 90% der 
Aussiedler wurden bisher als Deutsche endgültig aner-
kannt (vgl. Blaschke 1990 b). Dabei war die Integrations-
problematik – zumindest in jüngerer Zeit – bei beiden 
Gruppen ähnlich: Bei den Aussiedlern hat die Verwertbar-
keit der beruflichen Grundqualifikationen und die Sprach-
kompetenz bei den Einreisenden der letzten Jahre abge-
nommen. Allerdings sind die Maßnahmen zur Integration 
von Aussiedlern (Sprachkurse, oft in Verbindung mit be-
ruflichen Anpassungsmaßnahmen) doch relativ umfang-
reich (vgl. Blaschke 1990 a, 1990 b). Aus diesen Gründen 
wurden in Übersicht 2 die Größenordnungen der Zuwan-
derung von Ausländern und Deutschen aus Osteuropa 
zusammenfassend dargestellt, um einen Gesamtüberblick 
im Hinblick auf die hier vorgegebene Thematik zu ermögli-
chen. 
d)  Ein für die Ausländerpolitik und für die Integrations-
chancen von Zuwandernden, z. B. auf dem Arbeitsmarkt, 
wichtiger Aspekt ist das Alter der Immigranten. Je nach-
dem, wie hoch zum Beispiel der Anteil der Kinder an den 
Zuwanderern ist, ergeben sich unterschiedliche Konse-
quenzen   hinsichtlich   schulischer   Angebote   für   diese 
Gruppe. Oder: die Möglichkeiten für jüngere Personen im 
erwerbsfähigen Alter, einen Arbeitsplatz zu finden, sind 
tendenziell höher als für Ältere. Die hierfür notwendigen 
Detailinformationen können aus der gegebenen Wande-
rungsstatistik jedoch nicht in der ausreichenden Genauig-
keit gewonnen werden. Aus den vorliegenden Daten ist 
immerhin zu  entnehmen,  daß bei  den  aus  Osteuropa 
Zuwandernden das Hauptgewicht bei der Gruppe der 25- 
bis 50jährigen liegt, und zwar mit gewissen Abweichungen 
bei allen sechs osteuropäischen Nationalitäten (alle Anga-
ben  beziehen  sich  ausschließlich  auf Ausländer!,  vgl. 
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Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen 
Tabelle 6). Dies entspricht durchaus den Werten für die 
Migranten aus anderen Ländern, mit Ausnahme der Tür-
ken, bei denen die Familienzusammenführung – bis jetzt 
also eher junge Personen – noch immer eine bedeutende 
Rolle spielt. Hieraus ist die Vermutung abzuleiten, daß der 
größere Teil dieser Personen wohl mit dem Ziel der 
Arbeitsaufnahme nach Deutschland kommt. Im Vergleich 
mit der Zuwanderung von 1980 haben sich die Gewichte 
bei den osteuropäischen Ländern sogar noch Richtung 
Jüngere, v. a. unter 18jährige verschoben (vgl. hierzu 
Tabellen 6 und 7). 
e) Die Beschreibung der Größenordnungen und Struktu-
ren der Zuwanderungen aus Osteuropa in die Bundesrepu-
blik Deutschland muß notwendigerweise skizzenhaft blei-
ben. Eigentlich benötigte Details wie mitgebrachte Qualifi-
kationen, berufliche Erfahrung, bisherige Erwerbstätigkeit 
oder eine differenzierte Altersstruktur sind in einem 
bestimmten Umfang nur für Aussiedler verfügbar. Ent-
sprechende wissenschaftliche Untersuchungen liegen eben-
falls nicht vor. 
Insbesondere sind auch keine Informationen über den Pro-
zeß der Weiterwanderung in andere Länder vorhanden. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist sicher – wie auch 
Österreich – bis zu einem gewissen Grad Durchgangssta-
tion für Migranten aus Osteuropa. Eine genauere Kenntnis 
wäre für eine Beurteilung dieser neuen Wanderungsbewe-
gungen im europäischen Rahmen gerade für die nähere 
Zukunft bedeutsam. 
In diesem Zusammenhang scheint es wichtig, darauf hinzu-
weisen, daß sich mit den ansteigenden Zuzügen von Aus-
ländern aus den osteuropäischen Staaten auch deren Fort-
züge in absoluten Werten verstärken. Die jahresbezogenen 
Relationen zwischen den Fortzügen und Zuzügen vermin-
derten sich jedoch in den letzten Jahren. Es dürfte sich 
somit um eine zeitlich versetzte Reaktion auf die Zunahme 
der Zuwanderungen handeln. Diese Feststellung gilt mit 
gewissen Abweichungen für alle sechs osteuropäischen 
Nationalitäten (oder korrekt: für alle sechs Herkunfts-
bzw. Zielländer). Durch diese Entwicklung wird ein relativ 
hoher „Umschlag“ der Wanderungen – zumindest für 
bestimmte Gruppen – angezeigt. Aufgrund dieses schnel- 
len Umschlages ergibt sich zwangsläufig eine geringere 
Verweil-(Aufenthalts-)Dauer. Gründe hierfür könnten 
erfolglose Arbeitsuche, die Ablehnung als Asylbewerber 
sein, auch eine Reaktion schon länger in Deutschland 
lebender Personen auf positive Veränderungen im Heimat-
land (etwa bei Polen) oder auch ein von vornherein als 
befristet vorgesehener Aufenthalt im Gastland. Ein Ver-
gleich dieser Entwicklung mit den Wanderungsbeziehun-
gen z. B. zwischen der BR Deutschland und den Anwerbe-
ländern oder zwischen den USA und den mittelamerikani-
schen Staaten zeigt, daß Rückwanderungen bzw. Pendel-
ströme nach einer Anfangs-(Aufbau-)phase für den Migra-
tionsprozeß typisch sind. Insofern dürfte es sich hier bereits 
um den Beginn einer „Normalisierung“ der bilateralen 
Wanderungsbeziehungen handeln. 
Eine genauere Untersuchung dieser Phänomene – im Ver-
gleich mit der entsprechenden Entwicklung anderer Natio-
nalitäten – könnte möglicherweise wichtige Zusatzinforma-
tionen im hier diskutierten Kontext liefern. 
2.2.2 Ausländerbevölkerung 
Wie oben bereits angesprochen, sollte die Analyse der 
Zuwanderungsprozesse aus Osteuropa für Zwecke der 
Ausländer- bzw. Integrationspolitik sinnvollerweise für die 
Teilgruppen der Deutschen und Ausländer zusammenhän-
gend erfolgen. Dies wäre insofern interessant, als sich die 
Bedeutung dieser Prozesse für die Entwicklung der Grö-
ßenordnung und Struktur der Bevölkerung feststellen 
ließe. Allerdings läßt sich dies nicht für beide Gruppen 
weiterverfolgen, da – wie bereits erwähnt – Aussiedler 
nach ihrer Anerkennung nicht mehr als gesonderte Gruppe 
statistisch weitergeführt werden. Demnach sind nur die 
Ausländer im engeren Sinne weiter analysierbar. 
Welche Auswirkungen hatten die auch für die Ausländer-
wanderungen festgestellten relativ hohen Nettozuwande-
rungen aus Osteuropa (für die Jahre 1985-1989 immerhin 
413 000)? 
Der Blick auf die Statistik (vgl. Tabellen 8 und 9) zeigt, daß 
– nicht überraschend – die Zahlen der Bevölkerung aus 
osteuropäischen Staaten in den letzten Jahren deutlich 
zugenommen haben. Der Anteil beläuft sich im Jahre 1989 
auf 6,6% der Ausländerbevölkerung. Die Veränderungen 
über die letzten Jahre scheinen jedoch nicht annähernd die 
Überschüsse bei den Wanderungen widerzuspiegeln. Diese 
offensichtliche Inkongruenz zwischen den beiden Statisti-
ken konnte bisher nicht geklärt werden
4. Trotz dieses 
Vorbehalts ergibt sich jedoch, daß die zahlenmäßige 
 
4 Die Gründe mögen u. a. liegen in der Methode der Bevölkerungsfort-
schreibung und/oder in der Anpassung der Bevölkerungsstatistik an die 
Ergebnisse der Volkszählung 1987. 
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aus den Hauptanwerbeländern (1989 = 67%) noch recht 
gering ist. 
2.2.3 Die Bedeutung der Osteuropäer bei der Ausländer-
beschäftigung 
Auch in der Ausländerbeschäftigung haben sich die recht 
starken Zuwanderungen der letzten Jahre noch nicht nie-
dergeschlagen. Nach den Daten aus der Statistik der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten erhöhte sich zwischen 
1980 und 1989 die Zahl der abhängig Beschäftigten Osteu-
ropäer nur um knappe 20 000 auf ca. 54 000, was einem 
Anteil an allen abhängig beschäftigten Ausländern von 
etwas mehr als drei Prozent (siehe Tabelle 10) entspricht. 
Osteuropäer müssen eine Arbeitserlaubnis besitzen, wenn 
sie eine Arbeit aufnehmen wollen. Bei der nach wie vor 
hohen Arbeitslosigkeit und bei der Konkurrenz der Deut-
schen, gerade aus der bisherigen DDR, aber auch der 
bevorrechtigten Ausländer (v. a. aus der EG) wird es im 
Einzelfall für einen Osteuropäer wohl schwer sein, eine 
reguläre Arbeit zu finden. Dies würde dann ein Abdrängen 
in illegale oder halblegale Tätigkeiten (z. B. bei der Ernte-
arbeit) oder in sogenannte geringfügige Beschäftigung 
(typisches Beispiel: Putzkraft in Reinigungsfirmen) bedeu-
ten. Schätzungen über das momentane Ausmaß illegaler 
Arbeit von Osteuropäern liegen nicht vor. Untersuchungen 
über den Abdräng- bzw. Ausweichprozeß der Osteuropäer 
sind nicht bekannt. Hierfür ist das Phänomen in seiner 
aktuellen Entwicklung noch zu neu. Der hier vorgenom-
mene Datenvergleich läßt es aber möglich erscheinen, daß 
Osteuropäer in nicht geringen Größenordnungen in illega-
len Arbeitsverhältnissen beschäftigt sein dürften. Dieser 
Tatbestand dürfte noch bedeutsamer sein, wenn man die 
möglichen Größenordnungen eher kurzfristiger illegaler 
Beschäftigungsverhältnisse (im Rahmen von Urlaubs- und 
Saisonarbeit) einbezieht. 
Interessante Informationen über den Prozeß des Über-
gangs der Osteuropäer in Beschäftigung dürften über eine 
Auswertung der Beschäftigtenstatistik z. B. hinsichtlich 
Wirtschaftszweigverteilung, Stellung im Beruf oder der 
Qualifikation gewonnen werden können. 
Über die Betroffenheit von Arbeitslosigkeit ist derzeit eine 
Aussage für osteuropäische Erwerbspersonen nicht mög-
lich, da bei der Standardstatistik zur Arbeitslosigkeit (jähr-
liche Strukturuntersuchungen der Arbeitslosigkeit) bzw. 
bei der vierteljährlichen Auswertung des Arbeitslosenbe-
standes nur die wichtigsten Nationalitäten (EG und 
Anwerbeländer) erfaßt werden. 
2.3 Zur Entwicklung in Österreich 
2.3.7 Wanderungen 
Gerade in Österreich hat in den letzten Monaten die Dis-
kussion über die „Völkerwanderung“ aus Osteuropa -
nicht zuletzt im Zusammenhang mit den Nationalratswah-
len im vergangenen Jahr – eine große Rolle gespielt. Ent-
wicklungen, die sich im Grenzbereich des Ungewohnten, 
Halblegalen oder Illegalen abspielen (nach Touristenein-
reise Teilnahme an Polenmärkten, Aktivitäten als Stra-
ßenverkäufer, Urlaubsarbeit etc.), sind generell in den 
Größenordnungen und Folgeproblemen schwer nachvoll-
ziehbar. Es kommt hinzu, daß solche spektakulären 
Erscheinungen wie Handelspendler und Kurzzeitmigranten 
die tatsächliche Entwicklung überlagern und die Sym-
ptomwahrnehmung verstärken. 
Die tatsächliche Entwicklung der Zuwanderung von Aus-
ländern nach Österreich, ob aus osteuropäischen oder 
anderen Ländern, läßt sich der subjektiven Wahrnehmung 
nicht entgegenstellen. Allgemeine differenzierte Wande-
rungsdaten stehen nicht zur Verfügung. Größenordnungen 
der Zuwanderungen wurden abgeleitet aus den Angaben 
der Arbeitsverwaltung zu den Genehmigungen von Erstan-
trägen auf Beschäftigungsbewilligungen und von den 
Flüchtlingszuwanderungen. 
Nach Biffl (1990 b) hat vor dem Hintergrund der günstigen 
Wirtschaftsentwicklung bereits im Jahre 1989 der Zustrom 
von Polen und Ungarn nach Österreich stark zugenommen. 
Es handelte sich im wesentlichen um Arbeitssuchende. Im 
Jahr 1990 erreichte die Entwicklung ihren vorläufigen 
Höhepunkt. Für Polen wurde dann die Visapflicht im 
August 1990 eingeführt, da die Bereitschaft zu illegaler 
Tätigkeit, etwa zu Beschäftigungsverhältnissen während 
des eigenen Urlaubs, sich zunehmend herausgebildet habe. 
Zum Beispiel scheint die Arbeit bei der Ernte in den 
verschiedenen Bereichen der Landwirtschaft ein bevorzug-
tes Beschäftigungsfeld für polnische Arbeitskräfte gewor-
den zu sein. Ähnliche Erfahrungen aus den letzten Jahren 
sind auch aus Deutschland zu berichten: Einsätze bei der 
Apfelernte in Norddeutschland, bei der Weinernte in der 
Pfalz oder bei der Gemüseernte in Bayern sind nur einige 
Beispiele. Ähnliche Arbeitskräftezuwanderungen aus der 
Tschechoslowakei haben dagegen erst im Jahre 1990 
begonnen, bevorzugt um in Wien und anderen Industrie-
städten eine Arbeit zu finden. Biffl schätzt in diesem 
Zusammenhang, daß die Zuwanderung aus osteuropäi-
schen Ländern zwar insgesamt deutlich zugenommen hat, 
die dominanten Zuwanderungsgruppen seien jedoch nach 
wie vor Jugoslawen und Türken. Biffl leitet aus den Zahlen 
zu den erstmaligen Beschäftigungsbewilligungen ab, daß 
osteuropäische Zuwanderer am Gesamtanstieg der Zuwan-
derung (um 25 800 auf 77 900) nur mit 40% beteiligt seien 
(Biffl 1990 b, S. 11). Genauere Angaben sind hierzu nicht 
möglich, da die Angaben über die verschiedenen Formen 
der Arbeitserlaubnis (Beschäftigungsbewilligung; Befrei-
ungsschein) nur für die deutschen, jugoslawischen und 
türkischen Arbeitnehmer differenziert ausgewiesen 
wurden. 
2.3.2 Ausländerbevölkerung 
Ähnlich wie in der Bundesrepublik Deutschland ist auch in 
Österreich die Zunahme der ausländischen Wohnbevölke-
rung beträchtlich. Gegenüber 1988 nahm die Anzahl der 
Ausländer um 18% zu und lag im Jahresdurchschnitt 1989 
bei ca. 327 000. Dies entspricht einem Anteil an der 
Gesamtbevölkerung von jetzt 4,2%. Die Tendenz ist weiter 
steigend. 
Zu dem Zuwachs trug vor allem der Zuzug von ausländi-
schen Arbeitskräften (siehe oben) und von Asylsuchenden 
bei. Ein Drittel der neuen Asylsuchenden des Jahres 1989 
(ca. 21 000) kam aus Rumänien, weitere bedeutende Teile 
kamen aus der Türkei und dem Iran. 
Auch hier gilt wiederum, daß eine mögliche Zunahme des 
Anteils von Personen aus Osteuropa an der Wohnbevölke-
rung wegen fehlender Differenzierung statistisch nicht 
belegt werden kann. 
  




Bei stark ansteigenden Tendenzen erreichte die abhängige 
Beschäftigung von Ausländern Ende des Jahres 1989 einen 
Bestand von ca. 179 400. Im Jahresdurchschnitt waren es 
167 400. Gleichzeitig sind – bei allerdings nicht ausreichen-
der Differenzierung nach einzelnen Nationalitäten – keine 
Hinweise daraufhin abzuleiten, daß die starke Zuwande-
rung von Osteuropäern in den letzten Jahren sich in legalen 
Beschäftigungsverhältnissen niedergeschlagen hätte. Stark 
zugenommen hat v. a. hierbei wiederum die Beschäftigung 
von Türken und Jugoslawen, wohingegen die „Sonstigen“, 
bei denen die Osteuropäer miterfaßt sind, im Anteil an der 
Gesamtbeschäftigung nur leicht gestiegen sind (vgl. BMAS 
1989). 
Eine genauere Differenzierung ist jedoch für die Beschäfti-
gungszahlen der Stadt Wien möglich. Eine Sonderauszäh-
lung aus dem Gesamtbestand der abhängig beschäftigten 
Ausländer in Wien (Beschäftigungsbewilligung und Befrei-
ungsscheine) im Jahresvergleich 1989/1990 zeigt Über-
sicht 3. 
Zumindest für die Stadt Wien scheint somit eine gewisse 
Zunahme der Bedeutung der Arbeitnehmer aus Osteuropa 
für die Gesamtbeschäftigung zu verzeichnen zu sein, und 
zwar v. a. durch die Arbeiter aus Polen und Ungarn. 
Allerdings dürfte Wien für die Gesamtsituation nicht unbe-
dingt repräsentativ sein, da es als Großstadt und aufgrund 
seiner räumlichen Nähe zu den Grenzen der osteuropäi-
schen Nachbarstaaten vorrangige Adresse für Arbeitssu-
chende aus diesen Staaten ist. 
Aussagen zur Betroffenheit von Arbeitslosigkeit lassen sich 
für diese „neuen“ Ausländernationalitäten wegen man-
gelnder statistischer Informationen wiederum nicht ma-
chen. 
2.4 Zwischenfazit 
Die Zuwanderung aus Osteuropa hat nach den hier darge-
stellten Informationen sowohl in Deutschland als auch in 
Österreich deutlich zugenommen. Sie scheint jedoch bei 
weitem nicht die Größenordnung zu haben, die man bei 
dem Umfang der öffentlichen Diskussion vermuten 
könnte. Allerdings dürfte die in den amtlichen Statistiken 
erfaßte Entwicklung nicht die ganze Breite dieses Phäno-
mens darstellen. Die politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Veränderungen in Osteuropa vollziehen sich in 
einer immensen Geschwindigkeit, wie die letzten Monate 
gezeigt haben. Die Auswirkungen auf die Wanderungspro-
zesse dürften beträchtlich sein. Man muß deshalb davon 
ausgehen, daß die verfügbaren Daten wichtige Aspekte 
dieser Entwicklungen nicht darstellen können. Abgesehen 
von der Aktualität der Informationen sind bestimmte 
Facetten nicht erfaßt oder erfaßbar, wie z. B. die Bedeu-
tung der Saisonarbeit, Ferienarbeit, Fragen der Entwick-
lung von Beschäftigungsverhältnissen in grenznahen Räu-
men oder die Schwarzarbeit in diesem Zusammenhang. 
Auch Fragen zum „Umschlag“ (Austauschprozesse, Dauer 
des Aufenthalts) oder zur Weiterwanderung (Deutschland 
und Österreich als Durchgangsstationen) können derzeit 
nicht beantwortet werden. 
3 Exkurs: Ausländer in den osteuropäischen Staaten 
Das Phänomen der Ausländerzuwanderung ist auch in den 
osteuropäischen Ländern nicht gänzlich unbekannt. Ein 
Teil dieser Zuwanderung ist begründet durch Familienzu-
wanderung (bei Heirat). Der überwiegende Teil der Aus-
länder kam – soweit nachvollziehbar – zum Zwecke der 
Beschäftigung im Rahmen von zwischenstaatlichen Verein-
barungen. Typisch für die Situation in den RGW-Ländern 
scheint das Beispiel der bisherigen DDR zu sein, das hier 
kurz skizziert werden soll. Dort gab es über die ganzen 
Jahre hinweg nur wenige Einwanderungen von Auslän-
dern. Eine Ausnahme bildeten die Jahre 1988/1989, als ca. 
80 000 Arbeiter aus Dritte-Welt-Ländern einreisten. 
Grundlage waren Regierungsabkommen, die die Bedin-
gungen des Aufenthalts und der Beschäftigung einschließ-
lich Entlohnung regelten. Die Beschäftigungsverhältnisse 
waren grundsätzlich auf fünf Jahre begrenzt. Zum Teil 
umfaßten die Regelungen auch Vereinbarungen zur beruf-
lichen Ausbildung der ausländischen Beschäftigten (vgl. 
Speigner/Dorbritz 1990). 
Im Jahre 1989 lebten ca. 190 000 Ausländer in der DDR 
(Ausländeranteil 1,1%), die Hälfte davon auf der Basis der 
erwähnten Regierungsabkommen. Die andere Hälfte war 
aufgrund von Studienverträgen, Außenhandelsabkommen 
und Eheschließungen ins Land gekommen (vgl. Kirilov 
1990). 
Ein Großteil der über Regierungsabkommen beschäftigten 
Ausländer waren Vietnamesen (60 000); weitere Gruppen 
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(7000), Angola und China (je 1000) (Kirilov 1990, S. 7). 
Die Beschäftigung der Ausländer konzentriert sich auf 
wenige Regionen bzw. Städte: 50% aller Ausländer arbei-
teten in den vier Bezirken Chemnitz, Dresden, Berlin 
(Ost) und Leipzig. 
Die Anzahl der Ausländer hat sich innerhalb eines Jahres 
nach Öffnung der Mauer deutlich verringert: Anfang Okto-
ber 1990 lebten auf dem Gebiet der ehemaligen DDR nur 
noch 175 000 Ausländer. Mit einem weiteren deutlichen 
Rückgang muß gerechnet werden, da die frühere DDR-
Regierung bereits im Mai 1990 mit den drei Staaten Viet-
nam, Mocambique und Angola Rückkehrregelungen für 
Beschäftigte aus diesen Staaten vereinbart hat. Übergangs-
geld, Eingliederungsgeld und Übernahme der Reisekosten 
sind Bestandteile dieser Vereinbarungen. Es konnte beob-
achtet werden, daß Betriebe versuchten, trotz laufender 
Arbeitsverträge zuallererst Ausländer zu entlassen. Da 
diese Ausländer aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse 
und wegen fehlender Lobby kaum in der Lage waren, sich 
gegen diese Entwicklung zu wehren, wurde in vielen Fällen 
die Kündigung hingenommen und die Rückreise angetre-
ten. (In etlichen Fällen haben vietnamesische Beschäftigte 
aus der DDR allerdings bereits vor dem 3. Oktober in der 
Bundesrepublik Asyl beantragt.) 
Ein Faktor, der die Rückkehr verstärkt haben dürfte, ist 
eine in der ehemaligen DDR zunehmende Ausländerfeind-
lichkeit. Daß diese bei den geringen Zahlen von Auslän-
dern überhaupt entstehen konnte, ist auf die hohe örtliche 
Konzentration, die geringe Integration (Unterbringung in 
Wohnheimen!), die in der bisherigen DDR fehlende Dis-
kussionsmöglichkeit über Fragen der Ausländerpolitik 
(Tabuthema!) und auf Besonderheiten bei der „Anwer-
bung“ der Ausländer zurückzuführen. Laut Kirilov (1990, 
S. 8) waren 1987/88 quasi „über Nacht“ fast 60 000 Vietna-
mesen eingeflogen worden, ohne daß die Öffentlichkeit 
oder z. T. auch die Betriebe darauf vorbereitet gewesen 
wären. 
Auch in anderen RGW-Ländern ist das Phänomen der 
Ausländerbeschäftigung auf der Basis von Regierungsab-
kommen zu finden. Salt (1989, S. 446) weist darauf hin, 
daß bereits 1976 zwischen der Tschechoslowakei  und 
Zypern ein Vertrag zur Beschäftigung von 1500 Zyprioten 
geschlossen wurde. 1990 gab es nach Paroubek (1990, 
S. 22) in der CSFR 64 000 ausländische Beschäftigte 
(davon 35 000 aus Vietnam), deren Vertage demnächst 
auslaufen werden. Sie dürften kaum verlängert werden. Bis 
1995 sollen nach den Planungen alle Ausländer in ihre 
Heimatländer zurückgekehrt sein. 
In Ungarn, das sich für die Bewohner der osteuropäischen 
Staaten in den letzten Jahren zum „Tor in den Westen“ 
oder zumindest als beispielhafte „Wohlstandsinsel“ entwik-
kelt hatte, hat es offensichtlich in der jüngeren Vergangen-
heit in einem gewissen Ausmaß Zuwanderung gegeben, 
wohl überwiegend aus Polen, aber auch aus anderen Staa-
ten. Es sollen dort 100 000 Ausländer aus osteuropäischen 
und z. B. auch aus arabischen Ländern ohne „geregelten 
Aufenthaltsstatus“, also illegal, leben (vgl. Frankfurter 
Rundschau v. 10. 10. 90). Gegen solche Gruppen wurden 
in den letzten Monaten mehrfach Razzien durchgeführt, 
um illegale Ausländer in ihre Heimatländer abschieben zu 
können. 
Insgesamt ist, wie die Beispiele der ehemaligen DDR und 
der CSFR zeigen, damit zu rechnen, daß aufgrund der in 
den osteuropäischen Staaten zunehmenden Arbeitsmarkt-
probleme zuallererst die Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Ausländer abgebaut werden. Zumindest ein Teil dieser 
Ausländer wird versuchen, statt dessen in westeuropäi-
schen Ländern eine Beschäftigung zu finden. 
4 Zuwanderungsdruck aus Osteuropa und Arbeitskräfte-
bedarf im Westen: Neue und erweiterte Zugangsmöglich-
keiten zu einer Beschäftigung in Deutschland oder 
Österreich? 
4.1 Deutschland 
In Richtung auf neue Zugangsmöglichkeiten zu einer 
Beschäftigung von Arbeitskräften aus Osteuropa sind in 
den letzten Monaten in der Bundesrepublik Deutschland 
einige neue Vereinbarungen geschlossen bzw. Änderungen 
von bisherigen Regelungen getroffen worden. Da dies 
zumindest in Ansätzen eine neue Perspektive anzudeuten 
scheint, werden diese Regelungen hier skizziert. 
Es handelt sich v. a. um folgende Teilbereiche: 
- Gastarbeitnehmer-Vereinbarungen 
- Grenzgänger-Regelungen 
- sektorspezifische  Anwerbung 
-  Kontingenterhöhung bei Werkverträgen. 
Gastarbeitnehmer-Vereinbarungen  wurden abgeschlossen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Ungarn 
(18. 12. 89) und mit Polen (7. 6. 90). Eine ähnliche Verein-
barung mit der Tschechoslowakei dürfte in Kürze erfolgen. 
Es wird dadurch für jeweils beide Seiten die auf zwölf bis 
maximal 18 Monate befristete Beschäftigung von Arbeits-
kräften des anderen Landes ermöglicht. Der Umfang 
wurde auf 1000 (Polen) bzw. 500 (Ungarn) Beschäftigte für 
jede Seite beschränkt. Zielsetzung ist, die Erweiterung der 
beruflichen und sprachlichen Kenntnisse zu ermöglichen 
(vgl. Bundesanstalt für Arbeit 1990 a und 1990 b). 
Die Bundesregierung hat Anfang September 1990 in einer 
neuen  Grenzgänger-Regelung  die Möglichkeit geschaffen, 
zum Zwecke einer Beschäftigung in Landkreisen entlang 
der tschechischen Grenze die Arbeitserlaubnis für unselb-
ständig Erwerbstätige zu erteilen. Voraussetzung ist, daß 
der dauernde Aufenthalt in der CSFR beibehalten wird 
und daß die Arbeitnehmer täglich an ihren Wohnort 
zurückkehren bzw. sich höchstens zwei Tage in der Woche 
am Arbeitsort in Deutschland aufhalten (vgl. Süddeutsche 
Zeitung v. 1.12. 9. 90). Eine generelle Regelung, die sich 
erweiternd v. a. auf die Grenzgängerbeschäftigung entlang 
der polnischen Grenze auswirken dürfte, ist mit der neuen 
Anwerbestoppverordnung am 1. 1. 1991 in Kraft getreten
5. 
In der Bundesrepublik Deutschland wurde in den letzten 
Jahren v. a. von Arbeitgeberseite immer wieder gefordert, 
für bestimmte Branchen  Ausnahmen vom generellen 
Anwerbestopp ausländischer Arbeitskräfte zuzulassen. Für 
den Bereich der Kranken- und Altenpflege wurden solche 
Ausnahmen jetzt gemacht. Absprachen zum Verfahren 
hierzu gibt es bisher nur mit der jugoslawischen Regierung. 
Es war jedoch beabsichtigt gewesen, auch aus anderen 
osteuropäischen Staaten Krankenpflegepersonal anzuwer-
ben (vgl. Bundesanstalt für Arbeit 1990 c). 
 
5 Verordnung über Ausnahmeregelungen für die Erteilung einer Arbeitser-
laubnis an neueinreisende ausländische Arbeitnehmer (Anwerbestopp-
ausnahmeverordnung) vom 21. 12. 1990, Bundesgesetzblatt, Jahrgang 
1990, Nr. 73, vom 29. 12. 1990 (hier: § 6). 
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den vergangenen Jahren bereits Ausnahmen für eine befri-
stete Beschäftigung als Ernte- und Forsthelfer gemacht 
worden. Diese auf drei Monate befristete Beschäftigungs-
möglichkeit für Ausländer ist als generelle Regelung im 
Rahmen der Novellierung der Arbeitserlaubnisverordnung 
ebenfalls zum 1.1. 1991 wirksam geworden
6. 
Regierungsabkommen mit osteuropäischen Staaten zur 
Ermöglichung einer Beschäftigung im Rahmen von Werk-
verträgen existieren schon seit längerer Zeit. Aufgrund von 
solchen Werkverträgen können ausländische Firmen mit 
eigenen Fachkräften im Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland Arbeiten ausführen. Hierzu sind Höchstkon-
tingente festgelegt, bis zu denen eigene Fachkräfte beschäf-
tigt werden können. Die Kontingente wurden inzwischen 
auf ca. 70 000 Beschäftigte erhöht. Derzeit sind nicht ganz 
35 000 Arbeitnehmer aus osteuropäischen Staaten im Rah-
men von Werkverträgen beschäftigt. Andere Länder wer-
den wahrscheinlich im Laufe der nächsten Monate in diese 
Regelungen einbezogen, und die Kontingente dürften wei-
ter angehoben werden. 
Bei den hier dargestellten neuen bzw. erweiterten Rege-
lungen geht es rein zahlenmäßig nicht um allzu bedeutende 
Größenordnungen. Doch haben offensichtlich die Ent-
wicklung des Wanderungspotentials im Osten wie auch die 
der eigenen Arbeitskräfte in Deutschland eine Reaktion 
bewirkt, die als Signal für die Zukunft verstanden werden 
könnte. Es handelt sich nicht nur um Kanalisierungsversu-
che der großen „Druckverhältnisse“; die Akzeptierung 
einer Mitverantwortung für die Entwicklung in Osteuropa 
mag möglicherweise im Hintergrund stehen. Gleichzeitig 
wird stärker als bisher versucht, eine – befristete – Beschäf-
tigung von Ausländern über eine Verbesserung ihrer Qua-
lifikation als Potential zur Entwicklung der Wirtschaft in 
ihrem eigenen Land zu nutzen (vgl. Fuchs 1990, S. 9, 
Heyden 1990, S. 9 und 15). 
4.2 Österreich 
In Österreich sind solche neuen Regelungen für Beschäf-
tigte aus Osteuropa noch nicht entstanden. Die Diskussion 
über eine Erleichterung der Beschäftigungsmöglichkeiten 
von Arbeitskräften aus Osteuropa wurde jedoch im 
Zusammenhang mit der Novellierung des Ausländerbe-
schäftigungsgesetzes sehr intensiv geführt (vgl. z. B. Bau-
böck 1990, Leutner 1990, und auch Faßmann/Münz 1990). 
Daneben ist eine Art Gastarbeitnehmer-Vereinbarung mit 
der ČSFR, mit ähnlichen Zielsetzungen wie oben geschil-
dert, im Gespräch (vgl. Biffl 1990 b). Auch die Schaffung 
eines besonderen Grenzgängerstatuts wird diskutiert. 
5 Migrationsbewegung zwischen Ost- und Westeuropa: 
Gründe und Perspektiven 
5.1 Gründe für die Wanderungen aus Osteuropa 
5.1.1 Autonome versus arbeitsmarktinduzierte 
Wanderungen 
Bei der Diskussion über die Gründe für die Entstehung von 
Wanderungsprozessen muß vorweg unterschieden werden, 
um welche Arten von Wanderungen es sich handelt. Zu 
unterscheiden sind prinzipiell zwei Arten, die autonomen 
und die arbeitsmarktinduzierten Wanderungen. Unter 
autonomer Wanderung versteht man diejenigen Migratio-
nen, die in keinem Zusammenhang stehen mit der Erlan-
gung eines Arbeitsplatzes oder einer anderen Form der 
Sicherung des Lebensunterhalts etc. Hier wären Alten-, 
Bildungswanderungen, Familienzusammenführungen und 
politisch begründete Wanderungen zu nennen (vgl. Pro-
gnos AG 1990). 
Bei den arbeitsmarkt- oder wirtschaftlich begründeten 
Wanderungen geht es um das Erzielen von Arbeitseinkom-
men, bzw. um Gründe, die in Unterschieden des Einkom-
mensniveaus oder der Arbeitsbedingungen liegen. 
5.7.2 Autonome Wanderungen 
In der Gruppe der autonomen Wanderungen aus Osteu-
ropa dürften Gründe, die in hohem Alter liegen oder im 
Wunsch, Schulen oder Universitäten im Westen zu besu-
chen, oder auch Familienzusammenführungen bisher 
(noch) keine allzu große Rolle gespielt haben. 
Anders verhält es sich bei den politisch motivierten Wan-
derungen, zu denen zumindest teilweise auch die Aussied-
ler-Wanderungen gerechnet werden müssen. Änderungen 
der politischen Systeme in den osteuropäischen Ländern 
lassen dabei zwar die allgemein-politischen Begründungen 
für das Verlassen des Heimatlandes tendenziell an Bedeu-
tung verlieren. Andere politische Aspekte als Auslöser für 
neue Wanderungsbewegungen traten aber in den letzten 
Wochen und Monaten mehr und mehr in den Vorder-
grund: Die interne Umstrukturierung der Sowjetunion und 
die Verselbständigung ihrer einzelnen Republiken lösen 
politische und ökonomische Prozesse aus, die den Wande-
rungsdruck erheblich verschärfen können. 
Aufbrechende Minoritätenprobleme, auch die Verdrän-
gung von Russen aus den verschiedensten Sowjetrepubli-
ken, haben bereits neue Migrationsbewegungen in Gang 
gesetzt. Für die Sowjetunion ist die Minoritätenproblema-
tik ein besonderes Spezifikum. Es gibt in der UdSSR 
mindestens 140 Völker und Völkerschaften (vgl. Mark 
1989). Deren Bevölkerungsanzahl ist z. T. extrem unter-
schiedlich groß, z. B. Russen mit (1989) 145 Millionen, 
weitere 22 Bevölkerungsgruppen mit mehr als einer Million 
Menschen, oder zahlreiche kleine Völkerschaften von 
weniger als 100 000 Menschen (vgl. Sheehy 1990). Diese 
Bevölkerungsgruppen leben nur in Ausnahmefällen als 
dominante Gruppen in einer Republik. Die großen Natio-
nalitäten wie Russen, Ukrainer, Usbeken bilden außerhalb 
ihrer Titularrepubliken bedeutende Minderheiten. Die 
Kasachen wiederum haben in Kasachstan nur einen Anteil 
von (1989) ca. 40% (Brown 1990). Andererseits leben 
Russen in zahlreichen Unionsrepubliken in bedeutenden 
Größenordnungen. So hatte die russische Bevölkerung in 
Kasachstan mit 6,2 Millionen einen Anteil von 38% an der 
Gesamtbevölkerung, in Usbekistan mit 1,7 Millionen einen 
Anteil von 8,3% oder in Kirgisien mit 916 000 von 21% 
(vgl. Brown 1990). 
Die politischen Umstrukturierungen in der Sowjetunion 
haben v. a. in den letzten Monaten dazu geführt, daß die 
einzelnen Unionsrepubliken sich mehr und mehr politisch 
und ökonomisch von der Zentralmacht in Moskau unab-
hängig zu machen versuchen. Dies wirkt sich auch als 
Homogenisierungsprozeß innerhalb der Republiken aus. 
Minderheiten werden in ethnischen Konflikten gewaltsam 
vertrieben oder sie werden verdrängt durch die Tatsache, 
 
6 Neunte Verordnung zur Änderung der Arbeitserlaubnisverordnung v. 
21. 12. 1990, Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1990, Nr. 73, v. 29. 12. 1990, 
betreffend § l, Absatz 3 der Arbeitserlaubnisverordnung.
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mischen Bereich. Historisch bedingte Konflikte kommen 
hinzu (z. B. zwischen Armeniern und Aserbeidschanern, 
zwischen Mescheten und Usbeken, oder zwischen Abcha-
sen und Georgiern). Dadurch hat sich die Zahl der Flücht-
linge stark erhöht. Nach internen Schätzungen gab es 
innerhalb der Sowjetunion Ende September 1990 600 000 
Flüchtlinge (vgl. Ekonomika i zizn’ 1990). Diese Zahl 
umfaßt vermutlich aber nur einen Bruchteil der vom ethni-
schen Verdrängungs- und Bereinigungsprozeß erfaßten 
Menschen. Von diesem Prozeß sind nicht zuletzt die Rus-
sen betroffen. 25 Millionen Russen leben außerhalb Ruß-
lands, mehr als 10 Millionen in den südlichen Republiken 
wie Kasachstan, Usbekistan oder Kirgisien (vgl. Sheehy 
1989.1). Dort hatten sie bisher als Fachkräfte eine eher 
privilegierte Stellung inne, die ihnen zunehmend streitig 
gemacht wird. Die Folge sind zahlreiche Abwanderungen 
in die nördlichen Republiken, die ihrerseits sich wiederum 
gegen eine zu starke Einwanderung von Russen wehren 
(vgl. Sheehy 1989.2). Betroffen sind aber auch zahlreiche 
andere Gruppen, die in den besser entwickelten Republi-
ken ihre Chancen zu suchen versuchen. 
Für diese Personen sind jedoch Umzüge in andere Republi-
ken häufig mit dem Verlust ihrer Grundrechte verbunden. 
Denn in der Sowjetunion existiert nach wie vor ein System 
interner Pässe, das eine örtlich gebundene Aufenthaltser-
laubnis beinhaltet. Unerlaubter Ortswechsel kann insofern 
ein Abgleiten in einen faktischen Flüchtlingsstatus bedeu-
ten, mit politischen, ökonomischen und sozialen Konse-
quenzen (vgl. The Economist 1990, Sheehy 1989.2). 
Diese Entwicklungen erhöhen auch den Druck zur Aus-
wanderung in andere Staaten. So sind im Jahre 1990 ver-
mutlich weit mehr als 400 000 Personen ausgereist. Ein 
größerer Teil hiervon dürften Juden, Deutsche, Armenier 
und Griechen gewesen sein. Von den Auswanderern waren 
fast 70% Erwerbstätige, ein Großteil Hochqualifizierte 
oder Facharbeiter. Ein Drittel war jünger als 18 Jahre (vgl. 
Ekonomika i zizn’ 1990). Der mit dieser Abwanderung 
verbundene Brain-Drain-Effekt könnte sich für die 
Zukunft sehr negativ auf die Entwicklung der UdSSR 
auswirken, insbesondere auf die Entwicklung derjenigen 
Republiken, auf die sich die Auswanderung konzentriert. 
Diese am Beispiel der Sowjetunion dargestellten Tenden-
zen gelten auch für andere Länder Ost- und Südosteuro-
pas. Homogenisierungstendenzen sind auch z. B. in Polen 
beobachtbar (betreffend Ukrainer in Nordwest- und Süd-
ostpolen), in Bulgarien (betreffend Türken in Südbulga-
rien), in Rumänien (betreffend Deutsche und Ungarn), in 
der  ČSFR (Verhältnis von Tschechen und Slowaken im 
Gesamtstaat) oder in Jugoslawien. 
5.1.3 Arbeitsmarktinduzierte Wanderungen 
Diese beispielhaft erläuterten Tendenzen werden durch die 
ökonomischen Konsequenzen der politischen Umstruk-
turierungen gefördert und verstärkt. Und diese ökonomi-
schen Aspekte bilden auch den entscheidenden Hinter-
grund für die tatsächlichen bzw. potentiellen Wanderungs-
prozesse in den meisten Ländern Osteuropas. 
Bei den ökonomisch induzierten Wanderungen liegen die 
Schwerpunkte der Ursachen entweder im Heimatland oder 
im Zielland. (Zu den theoretischen Aspekten der „push/ 
pull“-Diskussion vgl. z. B. Schmid 1989, Straubhaar 1988, 
Werner 1990.) Letztlich geht es jedoch nicht alleine um die 
eine oder andere Seite, sondern um Unterschiede im Ein- 
kommens- oder Wohlstandsniveau bzw. der wirtschaftli-
chen  Entwicklung.  (Zur Einschätzung der ökonomischen 
Entwicklungsperspektiven in den osteuropäischen Ländern 
vgl. im einzelnen u. a.: EG-Kommission 1990, ECE 1990.) 
5.1.4 Schlußfolgerungen 
1.  Über lange Jahre hinweg waren Abwanderungen bzw. 
die Wünsche zur Abwanderung aus Osteuropa sicher zu 
einem Großteil politisch begründet, d. h. in den Unter-
schieden der politischen Systeme. Für einen Teil dieser 
Länder gilt dies noch heute. Gleichzeitig waren für den Teil 
der Personen, der die Auswanderung tatsächlich realisie-
ren konnte, auch die ökonomischen Unterschiede mitent-
scheidend. Dies gilt z. T. auch für Aussiedler. 
2.  Für die in der jüngsten Zeit verstärkt zunehmenden 
Abwanderungen aus Osteuropa und für die Erhöhung des 
Wanderungspotentials ist das Bevölkerungswachstum in 
Osteuropa keine ausreichende Erklärung. Wie in Tabelle 
11 gezeigt wird, ist die Bevölkerungsentwicklung in diesen 
Ländern durchaus nicht so hoch, daß hieraus ein großer 
Druck  hätte   entstehen   können   (vgl.   auch   Hoffmann- 
Nowotny 1990). Dies gilt letztlich auch für die UdSSR, 
obwohl hier das Bevölkerungswachstum in den einzelnen 
Republiken sehr unterschiedlich ist: In den europäischen 
Republiken wuchs die Bevölkerung im Schnitt der letzten 
zehn Jahre zwischen 0,4% (Weißrußland) und 0,7% (Ruß-
land), in Kasachstan jedoch um 1,3% oder in Usbekistan 
um 2,9% (vgl. Sheehy 1990). 
Auch der Vergleich der Hauptaltersgruppen (unter 15-
jährige, 15- bis 64jährige, Ältere) der osteuropäischen und 
der westeuropäischen Bevölkerungen gibt keine Hinweise 
darauf, daß in der jüngeren Vergangenheit der Altersauf-
bau der Bevölkerungen in Ost und West sich wesentlich 
voneinander entfernt hätte (vgl. Tabelle 12). 
3.  Die Zunahme der Zuwanderung nach Westeuropa liegt 
also letztlich wohl in folgenden Fakten begründet: 
Die politische Liberalisierung in Osteuropa macht Abwan-
derung erst jetzt in größerem Umfang auch ohne politische 
Konsequenzen möglich. Gesetze zur Begründung der Rei-
sefreiheit wurden eingeführt bzw. die Einführung steht 
kurz bevor (wie in der UdSSR). Der politisch begründete 
Stau der Auswanderung kann sich erst jetzt auflösen. 
Die Informationsfreiheit verbessert den Überblick über die 
Einkommenssituation und die Beschäftigungschancen in 
anderen Ländern. Reiseerleichterung,  manchmal  geringe 
Entfernungen und z. T. bereits bestehende verwandtschaftli-
che Beziehungen unterstützen diese Versuche. Solche 
Beziehungen bestehen seit langem z. B. zwischen Polen 
und Deutschland (v. a. zu den Nachfahren von bereits seit 
Ende des letzten Jahrhunderts in das Ruhrgebiet Einge-
wanderten) oder zwischen Polen bzw. Rußland und Frank-
reich. Das Phänomen der Kettenmigration, aus der Migra-
tionsforschung wohlbekannt, wird auch in den neuen Pro-
zessen von Bedeutung sein. Je mehr Personen also ausge-
wandert sind, desto bessere Informationen fließen zurück, 
und um so besser können sich weitere potentielle Auswan-
derer auf eine mögliche Übersiedlung vorbereiten bzw. 
diese ausführen. 
Das enorme und eher noch zunehmende Wohlstandsgefälle 
zwischen West und Ost wird auch in Zukunft starke Sog-
Kraft ausüben. Wie groß die Unterschiede in Einkom-
mens- und Wirtschaftsentwicklung sind, zeigt Tabelle 13. 
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Das bisher Gesagte deutet die wahrscheinliche Entwick-
lung für die nächsten Jahre an: 
Die zukünftigen Wanderungen werden – wenn überhaupt -
nur zu einem geringen Ausmaß in der demographischen 
Entwicklung der osteuropäischen Länder begründet liegen. 
Die bisherige systembedingte Arbeitskräfteknappheit in den 
meisten Staaten des RGW wird durch die ökonomischen 
Reformprozesse und die Einbindung in die internationale 
Arbeitsteilung  umschlagen in eine Tendenz rapider 
Zunahme von Arbeitslosigkeit. Die faktische Unterbeschäf-
tigung vieler Arbeitskräfte (labour hoarding) wird offen-
sichtlich werden, die Überbesetzung mit Personal in den 
administrativen Bereichen der Betriebe wird abgebaut wer-
den, der Wettbewerb mit ausländischen, westlichen Anbie-
tern wird zunächst zu Entlassungen führen, die Erhöhung 
der Arbeitsproduktivität durch notwendige technische/ 
organisatorische Rationalisierungsmaßnahmen der Pro-
duktionsabläufe wird in den nächsten Jahren die Beschäfti-
gung eher reduzieren, da die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage kaum in dem erforderlichen Umfang steigen wird, um 
diese Effekte ausgleichen zu können. Begleitet wird dies 
sein von einer deutlichen Umstrukturierung der Produk-
tions- und Beschäftigungsstrukturen. Vorsichtige Schät-
zungen gehen davon aus, daß für 1991 mit einer Arbeitslo-
sigkeit von 6-10% zu rechnen ist (vgl. ECE 1990). Dabei 
wird es aufgrund der notwendigen Strukturanpassungen in 
diesen Ländern nicht bleiben. 
Zu welchen Ausmaßen diese Entwicklung führen kann, 
wird am Beispiel der Situation im neuen Ostteil Deutsch-
lands derzeit drastisch vor Augen geführt. Schon jetzt sind 
dort 790 000 Personen arbeitslos (Februar 1991). Zusätz-
lich stehen ca. 1,9 Millionen Arbeitskräfte in Kurzarbeit 
(davon über die Hälfte mit einem Arbeitsausfall von 50% 
und mehr). Eine Alternative zu den Umstrukturierungs-
prozessen gab es für die bisherige DDR jedoch nicht, und 
wird es letztlich auch für die osteuropäischen Länder nicht 
geben. 
Allerdings haben die osteuropäischen Länder bessere 
Chancen als sie für die ehemalige DDR gegeben waren, 
ihre wirtschaftliche Umstrukturierungspolitik außenwirt-
schaftlich abzusichern. Andererseits wird das für den wirt-
schaftlichen Umbau benötigte Investitionskapital nicht in 
dem gleichen Umfang wie bei der früheren DDR zur 
Verfügung stehen. Es geht hier letztlich um ganz andere 
Größenordnungen bei gleichzeitig ungünstigeren Standort-
bedingungen für notwendige Investitionen, als es in den 
neuen Ostländern Deutschlands gegeben ist. 
Gleichzeitig wird das eigene Arbeitskräfteangebot in den 
westlichen Ländern zurückgehen.  Die folgende Graphik 
verdeutlicht dies am Beispiel der Bundesrepublik Deutsch-
land. Auch für Österreich gilt dieser Trend. Aufgrund 
dieser Entwicklung wird in einem gewissen Umfang Nach-
frage nach ausländischen Arbeitskräften entstehen. Wegen 
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diese Nachfrage in den westlichen Ländern kaum gedeckt 
werden können (vgl. Prognos AG 1990). Daher wird ein 
gewisser Sog auch auf Arbeitskräfte von außerhalb West-
europas entstehen. Gleichzeitig aber wird die Konkurrenz 
um solche Arbeitsplätze in Zukunft eher größer werden. 
Schon jetzt drängen vermehrt Arbeitskräfte z. B. aus den 
südlichen Mittelmeerländern in die EG. 
Einkommensdisparitäten werden sich erst einmal auf mitt-
lere Sicht zwischen Ost und West vergrößern. 
Bisher sind die Systeme der sozialen Sicherung in den 
Ländern Osteuropas noch zu wenig ausgebaut, um z. B. 
Einkommensverluste bei Arbeitslosigkeit ausreichend 
abfedern zu können. Dies wird sich auf mittlere Sicht 
wegen der schwierigen Finanzierungsmöglichkeiten im 
Umstrukturierungsprozeß nicht wesentlich ändern können, 
auch wenn -- wie dies in einzelnen Ländern bereits 
geschieht – Arbeitslosenversicherungssysteme aufgebaut 
werden. 
Diese Entwicklungen werden das ökonomisch begründete 
Wanderungspotential deutlich ansteigen lassen. Die Reali-
sierungsversuche werden sich in erster Linie erst einmal auf 
die jeweiligen Nachbarstaaten richten. Dies wären neben 
Deutschland und Österreich auch Italien und Finnland. 
Auf längere Sicht werden aber auch die anderen westeuro-
päischen bzw. westlichen Industriestaaten von dieser Ent-
wicklung berührt werden. 
Größenordnungen des Wanderungspotentials oder gar zu 
erwartender tatsächlicher Wanderungen lassen sich wissen-
schaftlich fundiert nicht ableiten. Zu unsicher sind die 
künftigen Rahmenbedingungen der politischen und ökono-
mischen Entwicklung in den osteuropäischen Ländern. 
Daß es sich dabei aber um relevante Größenordnungen 
handeln wird, steht allerdings aufgrund der dargelegten 
Fakten außer Frage. 
Letztlich kann die Konsequenz aus allen Überlegungen nur 
sein, daß wegen des Ausbaues politischer und wirtschaftli-
cher Beziehungen in Europa und wegen der Entwicklungen 
des eigenen Erwerbspersonenpotentials wie auch der eige-
nen Bevölkerung insgesamt sich die westlichen Länder 
gegen Zuwanderungen aus dem Osten nicht völlig werden 
abschotten können oder wollen. Ein Umdenken hinsicht-
lich einer kontrollierten Einwanderungspolitik wird nicht zu 
umgehen sein. An welchen Kriterien eine Einwanderungs-
politik orientiert werden muß, wird sorgfältig diskutiert 
werden müssen (wesentliche Argumente dieser notwendi-
gen Diskussion sind zusammengefaßt in Mertens 1989 und 
Reuter 1989). Wie schwierig es sein dürfte, das Geflecht 
der verschiedenen Einflußfaktoren bei einer Einwande-
rungspolitik zu berücksichtigen, wurde vor kurzem in 
einem Beitrag der OECD zu den Schwierigkeiten einer 
bevölkerungsorientierten Einwanderungspolitik dargestellt 
(vgl. Blot 1990). 
Wichtige Ergänzungsstrategien müssen gleichzeitig  verfolgt 
werden, z. B. auf dem Feld der internationalen Zusam-
menarbeit. Auch hier scheint sich aber bereits ein grund-
sätzliches Umdenken anzudeuten: Die im Herbst 1990 
verabschiedete Flüchtlingskonzeption der Bundesregie-
rung (vgl. BMI 1990) stellt hierin eine Mitwirkungsver-
pflichtung bei der Beseitigung der ökonomischen Ursachen 
fest. Ähnliches gilt auch für die anderen westlichen Indu-
striestaaten, wie die Überlegungen der EG-Kommission, 
der OECD oder der Weltbank zeigen. Eine Antwort auf 
die Herausforderungen aus dem Umbau Europas und den 
damit verbundenen Konsequenzen im Bereich der poten-
tiellen Ost-West-Migration muß und kann gefunden 
werden. 
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      Tabelle 12: Bevölkerung in ausgewählten Ländern und Erdteilen – Altersstruktur 1985 - 
 
Quellen: UN, Demographic Yearbook 1987; eigene Berechnungen 
Tabelle 13: Wirtschaftliche Entwicklung in ausgewählten Ländern 
Bruttoinlandsprodukt, Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner 
 
1) für osteuropäische Länder: Netto-(Güter-)-Produkt 
Quellen: OECD, National Accounts, Vol.  l,  1960-1988; Paris 1990; UN, National Accounts Statistics:  Analysis of Main Aggregates 1986; eigene 
Berechnungen 
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